Bericht 8. Treffen der AG Ärztinnen in der Reproduktionsmedizin(ÄRE) in Weimar

Vom 11. bis 13. Mai 2012 lud die AG Ärztinnen in der Reproduktionsmedizin (ÄRE) erneut zu einem Wochenende nach Weimar ein. Zum mittlerweile 8. ÄRE-Treffen in Folge kamen 18 Mitglieder und Interessenten zusammen, um sich dieses Jahr insbesondere genetischen Fragestellungen zu widmen.
Dr. Matthias Bloechle aus Berlin eröffnete mit seinem sehr spannenden Vortrag zur „PID in Deutschland und eigene Erfahrung“ den Vormittag. Dabei wurde insbesondere die Möglichkeit der Trophoektoderm-Biopsie, welche die Totipotenz der Blastomere nicht tangiert und damit nicht im Widerspruch zum Embryonenschutzgesetz (ESchG) steht, dargelegt. Sie stellt eine Möglichkeit zur Durchführung der PID in Deutschland bei schweren genetischen Krankheiten der Eltern dar. Die Durchführung der PID wird zur Zeit als Ordnungswidrigkeit geahndet und nicht als strafbare Handlung. Nicht untersucht werden darf dabei auf Krankheiten, welche sich erst ab dem 18. Lebensjahr manifestieren und zB. Erkrankungen wie die Trisomie 21. Dem Gesetz zur Durchführung der Präimplantationsdiagnostik vom 08.12.2011 fehlen zurzeit Begleitvorschriften zur Umsetzung. Offen sind dabei Fragen zur medizinischen und psychosozialen Beratung der Patienten; Zusammensetzung, Wertung, Rechtswege, Antragsverfahren, Kosten und die Lokalisation einer interdisziplinären Ethikkommission; wer darf PID durchführen; wer lizensiert, wer wird lizensiert, welche Rechtswege existieren für Patienten und nicht lizensierte Institute; wieviel Embryonen dürfen untersucht werden.
Ein wichtiges Problem ist die nur geringe Menge genetischen Materials, die aus der Throphoblast-Ektoderm-Zelle für die genetische Untersuchung gewonnen werden kann. Das heißt, dass z.B. Frauen über 40, die in der Regel nur wenige Eizellen bilden, für eine PID nicht geeignet erscheinen.

In einem nachfolgenden  sehr interessanten Vortrag von PD Dr. Tina Buchholz aus München zu „Neue gesetzliche Regelungen in der Reproduktionsmedizin“ wurde auf das Gendiagnostikgesetz eingegangen: danach kann jeder Arzt eine genetische Diagnostik beantragen, aber eine prädiktive Diagnostik (ohne medizinischen Hinweis) nur durch Humangenetiker oder einen Facharzt mit Zusatzqualifikation im Rahmen des Fachgebietes erfolgen. Wichtige Punkte sind: 
· der Patient muss seine Zustimmung zur genetischen Untersuchung geben, das Ergebnis darf nur an den Patienten und seinen Zuweiser mitgeteilt werden

· die Mitteilung darf nicht ohne explizite Zustimmung des Patienten an die Krankenkasse oder den Arbeitgeber erfolgen

· der Patient muss vor der genetischen Untersuchung beraten werden, er kann bei unauffälligen Befund auf eine genetische Beratung verzichten (vorherige Verzichtserklärung)
· er kann die Untersuchung ablehnen und er hat ein Recht auf Nichtwissen

· seine Befunde müssen nach 10 Jahren vernichtet werden, eine vorherige Vernichtung oder unverzügliche Vernichtung ist mit seiner Zustimmung möglich

· ebenso kann er auf eine Vernichtung verzichten

· sein DNA-Blut darf nur mit seiner Zustimmung länger als 10 Jahre im untersuchenden Labor aufbewahrt werden

Frau Buchholz ging außerdem auf die Inhalte und  Qualifikationsvoraussetzungen für die Beratung nach dem Gendiagnostikgesetz ein. Sie verwies dabei auf das seit 01.01.2010 verändert geltende Schwangerschaftskonfliktgesetz. Neu ist hierbei, dass bei Verdacht auf eine Störung der Schwangerschaft (Krankheit des Kindes) das Hinzuziehen von Ärzten mit Erfahrung und die Möglichkeit (keine Verpflichtung wie bei Interruptio) zur psychosozialen Beratung angeboten werden muss.
Nach einer Mittagspause referierte Frau Dr. Ute Hugo aus Hamburg über das „AGS in der gynäkologischen Endokrinologie“. Diese autosomal-rezessiv vererbbare Erkrankung, die 90 % auf einer 21-Hydroxilase-Genmutation beruht, findet sich in 1:10 000 als Anlageträger in Mitteleuropa.

Sehr interessant und praxisbezogen beleuchtete die Referentin die Symptome, das diagnostische Vorgehen und die therapeutischen Möglichkeiten beim AGS in und außerhalb der Schwangerschaft.

Nach allen Vorträgen kam es zu einer intensiven und lebhaften Diskussion.

Den Abschluss der Tagung bildete die Wahl des neuen ÄRE-Vorstandes, welcher ab 01.10.2012 seine Tätigkeit aufnehmen wird.

Als neue Mitglieder wurden einstimmig gewählt:

· Dr. Astrid Gabert  (Niederlassung Leipzig)

· Dr. Ingrid Nickel (Niederlassung Magdeburg)

· Dr. Daniela Seehaus (Niederlassung Heidelberg)

· Prof. Dr. Monika Bals-Pratsch (Niederlassung Regensburg)
· Dr. Christine Noeldechen (Niederlassung Berlin)

· und als Vertreterin der Kliniken Dr. Anke Broessner (Uniklinik Magdeburg)

Wir laden bereits heute schon sehr herzlich zum 9. ÄRE-Treffen vom  26.-28.4.2013   nach Weimar ein.
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